
Beglaubigte Abschrifr

Urteil

vErkündetam: 10.10.2017

Klägerin,

- Prozessbevollmäqhtiqte:
Rechlsanwält€

Amtsgericht Charlotten bu rg
lm Namen des Volkes

Geschäftsnummer: 233 C 238117

ln dem Rechtsstreit

der
vodreten d.d. Geschäft sf ührer.

gegeo

Beklagtgn,

- Prozessbevollmächtigte:
Rechtsanwälte Christ. Hennig, Krebs, Oels, Bühler, Jahn,
Leibnizstraße 60, 10629 Berlin,-

hat das Amlsgericht Charlottenburg, Zivilprozessabteilung 233, auf die mündliche Verhandlung

vom 29.08.2017 durch die Richterin am Amtsgericht B für Recht erkannt:

1. Die Klage wird abgewi€sen.

2. Die Xlägerin hat die Koslen des Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist vodäufig vollstreckbar. Die Klägerin darf die Vollstreckung durch Sicher-

heitsleistung in Höhe von 120 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Bekags abwen-

den, wenn nichl der Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 120 yo des je-

weils zu vollstreckenden Betrags leistet.
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4. Die Berufung wird zugelassen.

Tetbestand

Der Beklagte beauftragte am 06,05.2011 die Flexstrom AG mit der Slromver§orgung für die Ab-

nahmestelle Berlin (Zählemumm ).

Die Stromlieferung begann am 0'1.08.2011.

Vereinbart war dar Taril Flexsrom 3600€r Young Family Frühlingsaktion Region. Gemäß Ziffer

7.2, derAGB dor Floxstrom AG war die jeweils gÜltige Pr€isliste zum Zeitpunkt des V€rtrags-

schlusses Grundlege des Verlrages. Danach b€trug der Aöeitspreis 0,1243 €/kVVh und der

Grundpreis 10,00 € pro Monat. Es handelG sich um einen sogenannl€n Pakettarif, d.h, der ge-

nannte Arbeitspreis sollte für einen VerbEuch bis 3600 kwh gelten und für 6inen danlber hinaus

anfallenden Veörauch war ein Arbeitspreis von 0,35 €/kwh vsreinbart.

Ziffer 7.5 derAGB laulet: ,Bei Pakettarifen, also dem Preismodell, bei dem Sie ein bestimmtes

Stromkontingonte zu einem Festpreis per Vorauszahlung erwerben, wird lhnen ein eventu€ller

Mehrverbrauch gesondert in lhrer Jahresabrechnung berechnet, ein eventu€ller Minderveörauch

wird nicht orstattet."

Gsmäß Ziffer 7.6. war die Zahlung im Voraus lällig. Ziffet 7.7. und 7.9. enthalten Rogelungen zur

Preisanpassung.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Verfag (Anlage K4) Bezug genommen.

Mit Schreiben vom 14.05.2012 teilte die Flexskom AG dem Beklagten mit, dass ab dem

01.08.2012 (Beginn des 2. Belieferungsjahres) die Skombelieferung zu anderen Konditionen

erfolgen solle. Sie nannte einen Arbeitspreis von 0,25129 €/kwh und eine Grundgebühr von

9,50 € pro Monat. Wegen derweiteren Einzslheiten wird auf das Schreiben vom 14.05.2012 Ae-

zug genommen.

Das Entgelt für das a/'/eite Belieferungsiahr war gemäß Ziffer 7.6. der AGB am 04.07.2012 lällig.

Mit Schreiben vom 01.11.2012 teilte die Flexstrom AG ihren Kundsn 6ine Preiserhöhung ab dem

01.01.2013 von 0,0236 €JkWh brutto mit. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf das Schrei-

ben vom 01.11.2012 Bezug genommen. Die Flexstrom AG berechnete dem Beklagten ab dem

01.01.2013 bis zum 12.04.20'13 einen Aöeitspreis von 0,2768 €JkWh sowie einen Grundpreis

von 9,50 € pro Monal.

Aufgrund eines lnsolvenzantrags über das Vermögen der Flexstrom AG lvu.de die Beliaferung

am 18.04.2013 eingestellt und der Beklagte zwangsweise aus der Belieferung abgemeldet.

zP 450



Das lnsolvenzverfahren wurde mit BBschluss des Amßg€richts Charlottenburg vom 01.07.2013

eröffnet und Herr Rechtsanwalt als lnsolvenzverwaltgr bestellt.

Die Rechnung vom 12.07.2013 wies einen Anfangszähle6tand zum 01.08.2012 von 93116,0

kvvh und einen Zählerstand zum 12.04.2013 von 95657,3 kwh aus. Die Rechnungssumme be.

trug 599,16 €. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Rechnung vom 12.07.2013 Bezug

genommBn.

Der Netzbetreiber teilte nach Erstellung der Rechnung vom 12.07.2013 einen neuen Zählerstand

zum 12.04.2013 von 94920,0 kwh mil. Hieraus ergab sich eine Minderung der Forderung in Hö

he von 195,73 €.

Di€ Forderung wurde mit Ablretungsvertrag vom 23.02.2016 vom lnsolvenzverwalter an die Klä-

gerin abgetreten.

Der lnsolvenzverwalter mahnt€ den Beklagten mit Schreiben vom 17.09.2013 und 29.11.20'13.

Der Beklagte wurde mit AnwaltEschreiben vom '18.02.2015 emeul gemahnt.

Der Beklagte erhebt die Einrede der Verjährung.

Die Kiägerin lst derAuffassung, der Anspruch sei erst mit Zugang der Rechnung vom 12.07.2013

b€i dem Beklagten entstanden. Mit der Rechnung würde kein Vorauszahlungsbetrag bzw. Ab.

schlag, sondem das konkrete Stromlieferentgelt nach entsprechender Abrechnung geltend ge-

macht.

Die Klägedn beanlragt,

den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin 403,43 € nebst Zinsen in Höhe von

5 Prozentpunkten über dem jeweiligsn Basiszinssa? soit 02.'10.2013 sowi€ 3,00 € vorge-

ichtliche Auslagen sowie 70,20 € vorgerichtliche Rechtsanwaltsgebühren zu zahlen.

Der Boklagte beantragt,

die Kläge abzuweison.
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Der BeUagte ist der Aufrassung, die Verjährungsfrist habe gemäß § 199 Abs. 1 BGB am

01.01.2013 zu laufen begonnan und sei am 31.12.2015 abgelaufen, da der Paketprei§

(Festpreis) für das 2. Belieferungsiahr bereits am 04.07.2012 fällig war.

Der Beklagte ist darAuftassung, dass die von der Flexstrom AG mit Rechnung vom 12.0'1.2013

abgerechneten Arbeitspreise und Grundpreise vedraglich nicht vereinbart word€n s€ien. Die

Flexstrom AG sei nicht berechtigt gewesen, die Entgelte einseitig zu erhöhen. Die AGB der Flex-

Strom AG sähen lediglich Pr€isänderungen für den Fall vor, dass es zu 6iner Erhöhung der Um-

satzsteuer oder Stromsteuer komme. Darüber hinaus sei eine Klausel übereine Preisänderungs-

reg€lun0en unwirksam. Die Flexsirom AG habe den Arbeitspreis mehr els vedoppell, die Kosten

seien in der rraglichen Zeit nicht in di€ser Höhe gestiegen.

Für die Zeit nach dem 01.08.2012 hätte allenfal,s ein Anspruch auf der Basis der vertraglich ver-

einbanon Preis€ bestanden.

Der Antrag auf Edass Bines Mahnbescheid ist am 23.12.2016 bei Gericht eingegaog€n und der

Mahnbascheid dem Beklagten am 30.'12.20'16 zugest€llt worden.

Entscheidungsgrtindc

Die Klage ist unbegründet. Die Klägerin hat gegon den BEklagten aus abgetretenem Recht kei-

nen durchsetzbaren Anspruch auf Zahlung von 403,43 € gemäß Rechnung vom 12.07.2013, §§

433 Abs. 2, 398 BGB.

Der Beklsgte kann die Leistung verweigem, d8 die Fordorung veoähr1ist, §§ 195, '199 BGB und

der Eeklagte die Einrede dsr Veriährung orhoben hat, § 214 Abs. 1 BGB.

Die Verjährungstrist gemäß §§ 195, 199 Abs. 'l Nr. '1 BGB bogann mit Ablauf des Jahre§ 2012,

in dem dem Beklagten die Rechnung vom 14.05.2012 zugegangen ist und endete demnach am

3'1.12.201t5. Die Veriährung konnte durch die Zustellung des Mahnbescheids erst am 30.12.2016

nicht mehr gehemmt w€rden, § 204 Abs. I Nr. 3 BGB.

Die Verjährungsfrist gemäß § 199 Abs. 1 Nr. BGB begann b€reits mit dem Schluss des Jehres

2012, da d€r mit der Klage geltend gemachte Anspruch mit Zugang der Rechnung vom

14.05.2012 entstanden ist und ab dem 04.07.2012 fällig war und nicht erst mit Zugang der Rech-

nung vom 12.07.2013.
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Grundsätzlich handelt es sich zwar bei Forderungen aus Abschlagsrechnungen und Forderungen

aus einer endgültigen Abrechnung um verschiedene Streitgegenstände mit unterschiedlicher FäL

ligkeit.

So differenziert auch § 17 StromGW zwischen Rechnungen und Abschlagsberechnungen.

Während es sich bei Abschlagsberechnungen lediglich um die Anforderung von Vorschüssen

handelt, über die nach Ablauf eines vertraglich bestimmten Zeitraums endgültig unter Berück-

sichtigung des Verbrauchs sowie derjeweils gültigen Preise abzurechnen isl, enthält die Rech-

nung die endgültjg f€stslehende Forderung.

lm konkreten Einzelfall istiedoch zu be.ücksichtigen, dass es sich bei der als Abschiagsrgchnung

bezeichneton Rechnung vom 14.05.2012 der Sache nach jedoch nicht um eine Abschlagsrech-

nung und die Berechnung von Vorschüssen, sondem um eine beleits €ndgültig feststehende

fällige (Mindest )Forderung handelle.

Denn die Parteien haben für ein bestimmtes Stromkontingent (3600 kVVh pm Jahr) einen Fest-

preis vereinbart, über den insoweit auch nichl abgorochnet werdsn sollte. Lediglich ein eventuel-

ler Mehrverbrauch sollte gesondert in Rschnung gestollt wsrdan.

Dies ergibt sich durch Auslegung der AGB der Flexsrom AG, wobei gemäß § 305c Abs. 2 BGB

Zweifel bei det Auslegung :ulasten des Verwenders gehen.

Denn gemäß Ziffer 7.5 der AGB der Flexstrom AG hat der Beklagte ein bostimmtes Stromkontin-

gent zu einem ECsllplgls per Vorauszahlung erv,/orben.

Zwar sind in dEn AGB der Flexstrom AG auch Klauseln zur Preiserhöhung und Preissenkung

enthalten (Ziffer 7.7, 7.9). Auch ergibt sich aus d€n als Anlage K4 €ingereichten Vertragsdaten

vom 06.05.2011 eine Preisgarantie von 3 Monaten. Weiterhin Enthält die Vertragsbestätigung

vom '10.05.2011 (Anlage K5) unterschiedliche Jahresbeiträge je nach dem, ob die Preisgarantie

für

3 Monate oder tür 12 Monate ggschlossen wird, wob€i nicht dargelegt ist, ob die Parteien ur-

sprünglich eine Preisgarantie für 3 Monate oder für 12 Monate vereinbart haben.

Schließlich enthält die Rechnung vom '14.05.2012 unterschiedliche Beträge, je nachdem, ob eine

Preisgarantie gelten sollte oder nicht, wobqi insoweit die Differenzierung zwischen einer Preisga-

rantie von 3 Monaten und einer Preisgarantie von 12 Monaten nicht mehr aufgeführt wird.

zP 450



6

Aufgrund der in ZiffEr 7.5 enthaltenen Formulierung: ,,Bei Pakettaifen, also dem Preismodell, bei

dgm Sie ein bestimmtes Stromkontingente zu Einem Egglplgls per Vorauszahlung erweöon' sind

di6 AG&Klauseln gemäß § 305c BGB zulasten des Verwonders dahing€hend auszulogen, dass

Preisefiöhungen bezüglich des Stromkontingents, dass der Beklagte zu Einem Eg§lplgig per

Vorauszahlung erworben hat, nicht möglich waren, sondem Preissrhöhungen lediglich bgzüg,ich

des Mshrveörauchs in Betrecht kamen.

Es kann dahinstehen, ob die Flexsfom AG nach Ablauf dos €rsten Belieferungsiahres berechtigt

war, die Preise fürden Pakettarif einseitig zu erhöhgn. Da die Flaxstmm AG aufgrund diesor

Vertragseuslegung jedsnfalls nicht zu Preisaööhungen bezüglich de. im Paketpreis enthaltenen

Kilowaftstunden innerhalb des 2. Belieferungsjahres berechtigt $rar und auch über die im Pakat-

preis enthallenen Kilowattstunden im 2. Belieferungsjahr nicht abzurechnen hatte, handelte €s

sich bei der Rechnung vom 14.05.2017 nicht um eine Anforderung von Vorschüssen. Vielmehr

war der Festpreis für die im Paketpreis enthaltsnon 3600 Kilowattstunden für das 2. Beliefe-

rungsjahr bereits am 04.07.2012 endgüllig entstanden und fällig.

Bei der Rechnung der Klägerin vom '12.07.2013 handelt es sich weder um die Abr€chnung von

Vorschüssen noch um die Abrgchnung eines Mehrverbrauchs im 2. Beliefarungsjahr, sond€m

lediglich um die aufqrund der Insolv€nzeröfrnung und Veßorgungs€inslellung erforderlich gewor-

dene Herabsotsung des bereits seit dBm 04.07.2012 entstendenen und fälligen Paketpreises für

3600 kwh ftir das 2. Belieferungsjahr durch Abzug der anteiligen Veeütung ,ür die restliche Ver-

tragslaufzeit bis zum Ablauf des 2. Belisferungsjahres, durch diejedoch k€ine neu€ Fälligkeit

begründete wude.

Da kein Anspruch in der H€uptsache b6steht, hat die Klägerin auch keinen Anspruch auf die

gettend gomachtEn Nebenforderungen.

Die KostenentschEidung folgt aus § 91 Abs. 1 ZPO.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit bBruht auf §§ 708 Nr. 11,711 ZPO.

Die Berufung wird zur Fo(bildung des Rechts und zur Sicherung einer einheitlichen Rechtspre-

chung zugelassen, § 511 Abs. 4 ZPO.
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